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1. Der ansonsten als positiv zu charakterisierende Tä­
ter, der vor längerer Zeit ein als persönlichkeitsfremd zu 
bezeichnendes Vergehen verübte, begeht in einer beson­
deren Situation eine seiner Persönlichkeit weitgehend 
fremde (nicht sehr schwerwiegende) Straftat. Hier sollte 
aus dem Umstand der erneuten Straffälligkeit keine Schuld­
erhöhung und Strafverschärfung erwachsen.

2. Demgegenüber steht der mehrfach einschlägig Vor­
bestrafte, der stets wegen vorsätzlicher Delikte zur Ver­
antwortung zu ziehen war, dessen Lebensweise asozial ist, 
dessen Rückfallintervalle kurz sind bzw. sich immer mehr 
verkürzen, bei dem die Straftaten immer schwerer wur­
den und zusätzliche Gewaltkomponenten auftraten und 
der keine Schlußfolgerungen aus vorangegangenen Ver­
urteilungen gezogen hat. Hier hat der Rückfall einen be­
deutsamen Einfluß auf die Schuldgröße und das Strafmaß. 
Bei diesem hartnäckigen, besonders gefährlichen Rück­
falltäter sind auf der Grundlage des § 61 StGB alle ge­
setzlichen Möglichkeiten der Strafverschärfung (§ 44 StGB) 
auszuschöpfen, um die Gesellschaft wirksam zu schützen 
und wenigstens Ansätze für eine gesellschaftliche Integra­
tion fixieren zu können.

Zwischen diesen beiden Extremfällen liegen eine Viel­
zahl im einzelnen sehr differenziert zu beurteilender Fälle 
erneuter Straffälligkeit bzw. Rückfälligkeit. Die gesetz­
lichen Regelungen des StGB geben grundsätzlich die Mög­
lichkeit, diese Differenziertheit zu berücksichtigen und in 
jedem Fall eine der Tat und dem Täter gemäße gerechte 
Strafe zu finden.

In jedem Einzelfall ist die Vielfalt der einzubeziehen­
den Aspekte zu berücksichtigen. Eine einseitige Orientie­
rung auf die Persönlichkeit wäre in gleichem Maße fehler­
haft wie die einseitige Bewertung nur der äußeren Tat­
umstände, denn der Rückfällige wird von vielen Faktoren 
seiner gesellschaftlichen Umwelt geformt und beeinflußt, 
hat aber zugleich seine individuellen Besonderheiten, die 
sich in seinem Handeln objektivieren. So hat das Oberste 
Gericht zutreffend bei einem mehrfach einschlägig Vor­
bestraften, der noch am Tage der Entlassung aus dem 
Strafvollzug erneut ein Eigentumsdelikt beging, das Vor­
liegen der Merkmale eines verbrecherischen Diebstahls 
bejaht, weil es sich bei dem Angeklagten um einen hart­
näckigen Rückfalltäter handelte, „dessen erneutes straf­
bares Verhalten eine beharrliche Ablehnung beweist, sich 
eine neue, bessere Entwicklung aufzubauen“ 7

Zur Anwendung der außergewöhnlichen Strafmilderung

Für die gerechte Differenzierung bei Rückfallstraftaten 
hat die Anwendung des § 62 Abs. 3 StGB eine spezielle 
Bedeutung. Diese Bestimmung kann angewendet werden, 
wenn im konkreten Fall formell die besonderen Rück­
fallvoraussetzungen (z. B. § 162 Abs. 1 Ziff. 4 StGB) vor­
liegen, aber das konkrete Tatgeschehen (z. B. nicht erheb­
licher Eigentumsschaden) eine Strafe von zwei Jahren 
Freiheitsentzug oder mehr nicht erfordert. Dabei wird vor­
ausgesetzt, daß die Gesamtheit der Tatumstände — also 
die Folgen der Tat, die Art und Weise der Tatbegehung, 
die Schuld und die (über die Schuld) in die Tat eingegan­
genen Persönlichkeitsumstände — nicht einen solchen Grad 
erreicht hat, daß die strafverschärf ende Regelung anzuwen­
den ist.

Natürlich ist auch in dieser Hinsicht sorgfältig und sinn­
voll zu differenzieren. In dem bereits erwähnten Fall des 
hartnäckigen Rückfalltäters sah das Oberste Gericht auch 
unter Berücksichtigung des relativ geringen Schadens die 
Anwendung der außergewöhnlichen Strafmilderung nach 
§ 62 Abs. 3 StGB und damit die Beurteilung der Straftat als 
Vergehen als nicht gerechtfertigt an und stellte dazu fest: 
„Die Anwendung der außergewöhnlichen Strafmilderung 
kann geboten sein, wenn die erneute Straftat trotz der 
Rückfälligkeit unter Berücksichtigung aller objektiven und 
subjektiven Umstände nicht die für die Beurteilung als 
Verbrechen erforderliche Tatschwere erlangt hat.“8

Dozent Dr. habil. Horst Wiemann
19. April 1926 - 14. Oktober 1977

Unser Genosse Dr. Horst Wiemann hat in der DDR bei der 
Schaffung der theoretischen Grundlagen für das Internationale 
Privatrecht und das Recht der internationalen Wirtschaftsbezie­
hungen Pionierarbeit geleistet.

Als junger Dozent für Zivilrecht an der damaligen juristi­
schen Fakultät der Humboldt-Universität Berlin hat er schon 
1954/55 grundsätzliche Beiträge über die Bedeutung und den 
Gegenstand des Internationalen Privatrechts veröffentlicht, die 
über die Grenzen der DDR hinaus beachtet wurden. Seine Dis­
sertation (Berlin 1957) war den „Grundregeln der kollisions­
rechtlichen Behandlung juristischer Personen in den kapitalisti­
schen Staaten" gewidmet.

Wissenschaftlich außerordentlich bedeutsam sind noch heute 
Horst Wiemanns Aufsätze zur Konzeption des „Rechts der in­
ternationalen Wirtschaftsbeziehungen der DDR“ (Vertragssy­
stem 6/59) und zur Gestaltung einer entsprechenden Vorlesung 
(Staat und Recht 10/58). Er entwickelte als erster die Unter­
scheidung zwischen internationalen Wirtschaftsbeziehungen als 
Rechtsbeziehungen selbständigen Typus einerseits und den vom 
Internationalen Privatrecht erfaßten Verhältnissen mit internatio­
nalem Element (insb. Zivil-, Familien- und Arbeitsrecht) anderer­
seits.

Eine schwere Krankheit machte es Horst Wiemann seit 
1960 unmöglich, seine Lehrtätigkeit an der Humboldt-Universi­
tät weiter auszuüben. Aber seine wissenschaftliche Arbeit setzte 
er noch fort, solange es seine Kräfte zuließen. Seine wichtigen 
Aufsätze zu Problemen der Kodifizierung des Kollisionsrechts der 
DDR (NJ 8 und 9/62) fanden in der Gesetzgebungsarbeit Be­
rücksichtigung. In juristischen Zeitschriften der DDR und des 
Auslandes erschienen zahlreiche Beiträge, die Horst Wiemanns 
profunde Kenntnis der Materie beweisen, so z. B. zu den Aufga­
ben der Gesetzgebung im Bereich des Außenhandels mit kapi­
talistischen Staaten, zu speziellen Fragen des Außenhandels­
kaufvertrags und zur Spruchpraxis des Schiedsgerichts bei der 
Kammer für Außenhandel der DDR (als dessen Vizepräsident 
Horst Wiemann viele fahre lang gewirkt- hatte). Zu dem Lehr­
buch des Familienrechts (l.Aufl. Berlin 1972) steuerte er das 
Kapitel „Einführung in das internationale Familienrecht1' bei. 
Seine letzte Arbeit beschäftigte sich mit der Regelung der Form 
des Rechtsgeschäfts im Kollisionsrecht der DDR (NI 10/73).

Große Verdienste hat sich Horst Wiemann auch durch die 
Herausgabe des Sammelbandes „Fragen des Internationalen 
Privatrechts" (Berlin 1958) und der deutschen Ausgabe des drei­
bändigen sowjetischen Standardwerkes „Internationales Privat­
recht“ von L. A. Lunz (Berlin 1961, 1964 und 1968) erworben. 
Lunz selbst hat in der Einleitung zu seinem Werk Horst Wiemann 
für wertvolle Informationen über die Rechtsquellen in der DDR 
gedankt.

Horst Wiemann ist tot, aber seine wissenschaftlichen Arbei­
ten, die eine Bereicherung der marxistisch-leninistischen Rechts­
wissenschaft in der DDR darstellen, werden uns stets an ihn 
erinnern.

Die Anwendung der außergewöhnlichen Strafmilderung 
ist z. B. vertretbar bei einem wiederholt, aber nicht ein­
schlägig vorbestraften Täter, dessen Tat selbst keine be­
sondere Schwere aufwies und der in einer besonderen Tat­
situation handelte, gleich nach der Tat Reue zeigte sowie 
Verpflichtungen zum Schadenersatz einging und erfüllte. 
Das Bezirksgericht Dresden begründete in einem derarti­
gen Fall die außergewöhnliche Strafmilderung damit, daß 
der Angeklagte nicht einschlägig vorbestraft war, die Vor­
strafen etwa acht Jahre zurücklagen, der Angeklagte sich 
in seiner Einstellung zum gesellschaftlichen Eigentum und 
zu den gesellschaftlichen Pflichten entscheidend geändert 
hat und in seinem Beruf eine gute Arbeit leistet.9

Die Differenzierung der Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit bei Rückfalltätern bzw. erneut 
Straffälliggewordenen, besonders bei der Anwendung 
außergewöhnlicher Strafmilderung, hängt auch eng mit der 
Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte zusammen. Je weni-


